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Beschlussempfehlung

Ausschuss Hannover, den 13. Januar 2003
für Umweltfragen

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Abfallgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD – Drs. 14/3950

Berichterstatter: Abg.  D r .  S t u mp f   (CDU)

Der Ausschuss für Umweltfragen empfiehlt dem Landtag, den Gesetzentwurf mit den aus
der Anlage ersichtlichen Änderungen anzunehmen.

Dr .  S tump f

Vorsitzender
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Gesetz Gesetz
zur Änderung des Niedersächsischen

Abfallgesetzes*)
zur Änderung des Niedersächsischen

Abfallgesetzes*)

Artikel 1
Änderung des Niedersächsischen Abfallgesetzes

Artikel 1
Änderung des Niedersächsischen Abfallgesetzes

Das Niedersächsische Abfallgesetz in der Fassung
vom 14. Oktober 1994 (Nds. GVBl. S. 467), zuletzt ge-
ändert durch Artikel � des Gesetzes vom � (Nds.
GVBl. S. �) (vgl. Drs. 14/3631), wird wie folgt geän-
dert:

Das Niedersächsische Abfallgesetz in der Fassung
vom 14. Oktober 1994 (Nds. GVBl. S. 467), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Dezember
2002 (Nds. GVBl. S. 802) ____, wird wie folgt geän-
dert:

1. Der Sechste Teil erhält folgende Fassung: 1. Der Sechste Teil erhält folgende Fassung:

„Sechster  Tei l „Sechster  Tei l
Entladung von Schiffsabfällen

und Ladungsrückständen in Seehäfen
Entladung von Schiffsabfällen

und Ladungsrückständen in Seehäfen

§ 31
Anwendungsbereich

§ 31
Anwendungsbereich

(1) 1Die §§ 32 bis 39 gelten für die Entladung
von Schiffsabfällen und Ladungsrückständen von
Schiffen in den niedersächsischen Seehäfen.
2Weitergehende Bestimmungen des Schiffssicher-
heitsgesetzes sowie der Anlaufbedingungsverord-
nung bleiben unberührt.

(1) 1Die §§ 32 bis 39 gelten für die Entladung
von Schiffsabfällen und Ladungsrückständen von
Schiffen in den niedersächsischen Seehäfen.
2__________.

(2) 1Die diesem Teil des Gesetzes unterlie-
genden niedersächsischen Seehäfen werden durch
Verordnung des für das Hafenwesen zuständigen
Ministeriums bestimmt. 2Als Seehäfen sind gemäß
der Zielsetzung der Richtlinie 2000/59/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 27. No-
vember 2000 über Hafenauffangeinrichtungen für
Schiffsabfälle und Ladungsrückstände (ABl. EG
L 332 S. 81) die Orte und geographischen Gebiete
zu bestimmen, die so angelegt und ausgestattet
sind, dass sie seegehende Schiffe aufnehmen kön-
nen.

(2) 1Die diesem Teil des Gesetzes unterlie-
genden niedersächsischen Seehäfen werden durch
Verordnung des für das Hafenwesen zuständigen
Ministeriums bestimmt. 2Als Seehäfen sind
__________ die Orte und geographischen Gebiete
zu bestimmen, die so angelegt und ausgestattet
sind, dass sie ____ Schiffe im Sinne des § 32
Nr. 1 aufnehmen können.

                                                          
*)

Das Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2000/59/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2000 über
Hafenauffangeinrichtungen für Schiffsabfälle und Ladungsrückstän-
de (ABl. EG L 332 S. 81).

____________________________________
*)

Das Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2000/59/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2000
über Hafenauffangeinrichtungen für Schiffsabfälle und Ladungs-
rückstände (ABl. EG Nr. L 332 S. 81), geändert durch Arti-
kel 10 der Richtlinie 2002/84/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. November 2002 (ABl. EG
Nr. L 324 S. 53).
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§ 32
Begriffsbestimmungen

§ 32
Begriffsbestimmungen

Im Sinne der Vorschriften dieses Gesetzes
sind

Im Sinne der Vorschriften dieses Gesetzes
sind

1. Schiffe: seegehende Fahrzeuge jeder Art, die
in Seegebieten eingesetzt werden, einschließ-
lich Fischereifahrzeugen, Sportbooten, Trag-
flügelbooten, Luftkissenfahrzeugen, Tauch-
fahrzeugen und schwimmender Geräte;

1. unverändert

1/1. Fischereifahrzeuge: Schiffe, die für den
Fang von Fischen oder anderen lebenden
Meeresorganismen ausgerüstet sind oder
hierzu gewerblich genutzt werden;

1/2. Sportboote: Schiffe, die für Sport- oder
Freizeitzwecke bestimmt sind;

2. Hafenbetreiber: die für den Betrieb des Ha-
fens in seiner Gesamtheit verantwortliche
natürliche oder juristische Person;

2. unverändert

3. Hafenauffangeinrichtungen: ortsfeste,
schwimmende oder mobile Vorrichtungen im
Hafen, die dazu bestimmt und geeignet sind,
Schiffsabfälle oder Ladungsrückstände zum
Zweck der ordnungsgemäßen Entsorgung
aufzunehmen;

3. Hafenauffangeinrichtungen: ortsfeste,
schwimmende oder mobile Vorrichtungen
____, die dazu bestimmt und geeignet sind,
im Hafen Schiffsabfälle oder Ladungsrück-
stände zum Zweck der ordnungsgemäßen
Entsorgung vom Schiff aufzunehmen;

4. Schiffsabfälle: 4. Schiffsabfälle:

a) alle Abfälle, einschließlich Abwasser
und

b) Rückstände außer Ladungsrückständen,

die während des Schiffsbetriebs anfallen und
in den Anwendungsbereich der Anlagen I, IV
und V des Internationalen Übereinkommens
von 1973 zur Verhütung der Meeresver-
schmutzung durch Schiffe in der Neufassung
der amtlichen deutschen Übersetzung vom
12. März 1996 (BGBl. II S. 399, Anlagen-
band) mit den späteren Änderungen (MAR-
POL) fallen, sowie

a) alle Abfälle (einschließlich Abwasser
und Rückständen außer Ladungsrück-
ständen), die im Zusammenhang mit
dem Schiffsbetrieb anfallen und in den
Anwendungsbereich der Anlagen I, IV
und V des Internationalen Übereinkom-
mens von 1973 zur Verhütung der Mee-
resverschmutzung durch Schiffe und
des Protokolls von 1978 zu diesem
Übereinkommen in der Neufassung der
amtlichen deutschen Übersetzung vom
12. März 1996 (BGBl. II S. 399, Anla-
genband) __________, zuletzt geän-
dert durch die Entschließung
MEPC.89(45) (BGBl. 2002 II S. 304),
in der jeweils geltenden Fassung
(MARPOL) fallen, sowie
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b) wird hier gestrichen (jetzt in Buchst. a)

c) ladungsbezogene Abfälle im Sinne der
Nummer 1.7.5 der Richtlinien für die
Durchführung des MARPOL, Anlage V,
vom 20. Mai 1991 (VkBl. 1991 S. 504),
geändert mit Bekanntmachung vom
25. Oktober 2001 (VkBl. 2001 S. 485);

c) ladungsbezogene Abfälle im Sinne der
Nummer 1.7.5 der Richtlinien für die
Durchführung des MARPOL, Anlage V,
vom 20. Mai 1991 (VkBl. 1991 S. 504),
geändert durch Bekanntmachung vom
25. Oktober 2001 (VkBl. 2001 S. 485);

5. Ladungsrückstände: die nach Abschluss der
Lösch- und Reinigungsverfahren an Bord in
Laderäumen oder Tanks befindlichen Reste
von Ladungen sowie die beim Laden oder
Löschen verursachten Überreste und Über-
läufe.

5. unverändert

§ 33
Hafenauffangeinrichtungen

§ 33
Hafenauffangeinrichtungen

(1) 1Der Hafenbetreiber hat dafür Sorge zu
tragen, dass den in den Hafen einlaufenden Schif-
fen ausreichende Hafenauffangeinrichtungen für
Schiffsabfälle und Ladungsrückstände zur Verfü-
gung stehen. 2Die Hafenauffangeinrichtungen
müssen der technischen Ausstattung der Schiffe
angepasst und geeignet sein, die übliche Art und
Menge von Schiffsabfällen und Ladungsrückstän-
den der den Hafen üblicherweise anlaufenden
Schiffe aufzunehmen, ohne dass die Schiffe durch
das Aufnehmen unangemessen aufgehalten wer-
den.

(1) 1Der Hafenbetreiber hat dafür Sorge zu
tragen, dass den in den Hafen einlaufenden Schif-
fen ausreichende Hafenauffangeinrichtungen für
Schiffsabfälle und Ladungsrückstände zur Verfü-
gung stehen. 2Die Hafenauffangeinrichtungen
müssen der technischen Ausstattung der üblicher-
weise den Hafen anlaufenden Schiffstypen an-
gepasst und geeignet sein, die übliche Art und
Menge von Schiffsabfällen und Ladungsrückstän-
den __________ der Schiffe aufzunehmen, ohne
dass diese ____ durch das Aufnehmen unangemes-
sen aufgehalten werden.

(2) Das für das Hafenwesen zuständige Mi-
nisterium wird ermächtigt, durch Verordnung den
Ablauf der Entladung im Hafen zu regeln.

(2) Das für das Hafenwesen zuständige Mi-
nisterium wird ermächtigt, durch Verordnung

1. ein Verfahren zur Meldung von Unzu-
länglichkeiten der Hafenauffangeinrich-
tungen an die zuständige Behörde zu re-
geln,

2. den Hafenbetreiber zu verpflichten, Auf-
zeichnungen darüber zu führen,

a) in welchen Fällen von einer Entla-
dung abgesehen wurde,
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b) welche Arten und Mengen von
Schiffsabfällen und Ladungsrück-
ständen entladen wurden,

c) in welche Hafenauffangeinrichtungen
entladen wurde,

3. den Hafenbetreiber zu verpflichten, die
eingegangenen Meldungen (§ 37 Abs. 1)
und die Aufzeichnungen nach Nummer 2
aufzubewahren.

§ 34
Schiffsabfallbewirtschaftungspläne, Informationen

§ 34
Schiffsabfallbewirtschaftungspläne, Informationen

(1) 1Der Hafenbetreiber ist verpflichtet, einen
Plan über die Entladung und Entsorgung der
Schiffsabfälle und Ladungsrückstände (Schiffsab-
fallbewirtschaftungsplan) im Benehmen mit der
unteren Abfallbehörde, den regelmäßigen gewerb-
lichen Nutzern oder deren Vertreter und den
Betreibern der Hafenauffangeinrichtungen aufzu-
stellen und diesen Plan durchzuführen. 2Der
Schiffsabfallbewirtschaftungsplan muss den An-
forderungen der Anlage 1 entsprechen. 3Das für
das Hafenwesen zuständige Ministerium kann
durch Verordnung zusätzliche Anforderungen an
den Schiffsabfallbewirtschaftungsplan hinsichtlich
des Ablaufs der Entladung und Entsorgung stellen.

(1) 1Der Hafenbetreiber ist verpflichtet, einen
Plan über die Entladung und Entsorgung der
Schiffsabfälle und Ladungsrückstände (Schiffsab-
fallbewirtschaftungsplan) __________ aufzustellen
und diesen Plan durchzuführen. 1/1Bei der Auf-
stellung des Plans sind der öffentlich-rechtliche
Entsorgungsträger, die am Hafenort niederge-
lassenen Beauftragten der regelmäßigen gewerb-
lichen Nutzer ____ und die Betreiber der Hafen-
auffangeinrichtungen zu beteiligen. 2Für den
Schiffsabfallbewirtschaftungsplan gelten die An-
forderungen der Anlage 1. 3Das für das Hafenwe-
sen zuständige Ministerium kann durch Verord-
nung zusätzliche Anforderungen an den Schiffsab-
fallbewirtschaftungsplan hinsichtlich ____ der
Angaben über die Verfahrensweise bei der Ent-
ladung und Entsorgung stellen.

(2) 1Der Schiffsabfallbewirtschaftungsplan ist
zumindest alle drei Jahre fortzuschreiben. 2Er ist
nach wesentlichen Änderungen des Hafenbetriebs
anzupassen.

(2) unverändert

(2/1) 1Der Schiffsabfallbewirtschaftungs-
plan kann für mehrere Häfen gemeinsam auf-
gestellt werden (gemeinsamer Schiffsabfallbe-
wirtschaftungsplan). 2Darin müssen die Anga-
ben nach Anlage 1 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 für je-
den Hafen gesondert ausgewiesen werden. 3Ab-
satz 2 gilt entsprechend.

(3) 1Der Schiffsabfallbewirtschaftungsplan
und seine Änderungen bedürfen der Genehmigung
durch die obere Abfallbehörde. 2Die Genehmigung

(3) 1Der Schiffsabfallbewirtschaftungsplan
und seine Änderungen bedürfen der Genehmigung
durch die obere Abfallbehörde. 2__________.
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darf nur versagt werden, wenn der Schiffsabfall-
bewirtschaftungsplan den Anforderungen der An-
lage 1 nicht entspricht.

(4) Der Hafenbetreiber hat sicherzustellen,
dass allen Hafenbenutzern die Informationen zu-
gänglich sind, die in der Anlage 2 aufgeführt sind.

(4) unverändert

§ 35
Entladung von Schiffsabfällen

§ 35
Entladung von Schiffsabfällen

(1) 1Die Schiffsführerin oder der Schiffs-
führer ist verpflichtet, alle an Bord befindlichen
Schiffsabfälle vor dem Auslaufen aus dem Hafen
in eine Hafenauffangeinrichtung zu entladen. 2Dies
gilt für Schiffsführerinnen und Schiffsführer von
Sportbooten mit einer Zulassung für bis zu
12 Personen nur insoweit, als auf dem Sportboot
nicht genügend geeigneter Lagerplatz oder Stau-
raum für die an Bord verbleibenden und auf der
Fahrt zum nächsten Anlaufhafen voraussichtlich
anfallenden Schiffsabfälle vorhanden ist.

(1) 1Die Schiffsführerin oder der Schiffs-
führer ist verpflichtet, alle an Bord befindlichen
Schiffsabfälle vor dem Auslaufen aus dem Hafen
in eine Hafenauffangeinrichtung zu entladen. 2Dies
gilt für Schiffsführerinnen und Schiffsführer von
Fischereifahrzeugen und von Sportbooten mit
einer Zulassung für bis zu zwölf Personen nur in-
soweit, als auf dem Fischereifahrzeug oder
Sportboot nicht genügend geeigneter Lagerplatz
oder Stauraum für die an Bord verbleibenden und
auf der Fahrt zum nächsten Anlaufhafen voraus-
sichtlich anfallenden Schiffsabfälle vorhanden ist.

(2) 1Abweichend von Absatz 1 Satz 1 darf die
Schiffsführerin oder der Schiffsführer ohne eine
Entladung der Schiffsabfälle die Fahrt zum nächs-
ten Anlaufhafen fortsetzen, wenn aus der Meldung
nach § 37 Abs. 1 hervorgeht, dass genügend ge-
eigneter Lagerplatz oder Stauraum für die an Bord
verbleibenden und auf der Fahrt zum nächsten
Entladehafen voraussichtlich anfallenden Schiffs-
abfälle vorhanden und dort die Entladung der
Schiffsabfälle gewährleistet ist. 2Die Entladung gilt
als gewährleistet, wenn der nächste Entladehafen
im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats der Europäi-
schen Gemeinschaft liegt. 3Der Hafenbetreiber
verständigt im Falle der Fortsetzung der Fahrt oh-
ne Entladung der an Bord befindlichen Schiffsab-
fälle unverzüglich die für den nächsten Anlaufha-
fen zuständige Hafenbehörde.

(2) 1Abweichend von Absatz 1 Satz 1 darf die
Schiffsführerin oder der Schiffsführer die Fahrt
zum nächsten Anlaufhafen fortsetzen, ohne die
Schiffsabfälle zu entladen, wenn aus der Meldung
nach § 37 Abs. 1 hervorgeht, dass genügend ge-
eigneter Lagerplatz oder Stauraum für die an Bord
verbleibenden und für die auf der Fahrt zum
nächsten Entladehafen voraussichtlich anfallenden
Schiffsabfälle vorhanden und dort die Entladung
der Schiffsabfälle gewährleistet ist. 2Die Entladung
gilt als gewährleistet, wenn der nächste Entladeha-
fen im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats der Eu-
ropäischen Gemeinschaft liegt. 3Der Hafenbetrei-
ber verständigt im Falle der Fortsetzung der Fahrt
ohne Entladung der an Bord befindlichen Schiffs-
abfälle unverzüglich die für den nächsten Anlauf-
hafen zuständige Hafenbehörde.

(3) Die Hafenbehörde kann auf Antrag eine
Ausnahme von der Entladepflicht nach Absatz 1
Satz 1 zulassen, wenn nachgewiesen ist, dass

(3) 1Die Hafenbehörde kann auf Antrag
__________ (jetzt im Schlussteil)
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1. das Schiff im Liniendienst eingesetzt ist und
die Bezahlung der Entgelte und Gebühren in
einem im Linienverkehr anzulaufenden Ha-
fen sichergestellt ist oder

1. für Schiffe, die im Liniendienst eingesetzt
sind __________ (jetzt im Schlussteil), oder

2. dem Schiff ein ständiger Liegeplatz an mehr
als 60 aufeinander folgenden Tagen im Ka-
lenderjahr in einem deutschen Nordseehafen
zugewiesen ist und die ordnungsgemäße Ent-
sorgung der Schiffsabfälle gesichert ist.

2. für Schiffe, denen ein ständiger Liegeplatz
an mehr als 60 Tagen im Kalenderjahr in ei-
nem deutschen Nordseehafen zugewiesen ist,
__________ (jetzt im Schlussteil)

eine Ausnahme von der Entladepflicht nach Ab-
satz 1 Satz 1 zulassen, wenn nachgewiesen ist,
dass die ordnungsgemäße Entladung der Schiffs-
abfälle und die Bezahlung eines Entsorgungsent-
gelts, das demjenigen nach § 38 vergleichbar ist,
____ in einem __________ regelmäßig angelau-
fenen Hafen durch eine Regelung gewährleistet
ist. 2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 muss der
Entladehafen ein im Linienverkehr anzulaufender
Hafen sein.

§ 36
Entladung von Ladungsrückständen

§ 36
Entladung von Ladungsrückständen

(1) 1Die Schiffsführerin oder der Schiffsfüh-
rer ist verpflichtet, die noch an Bord befindlichen
Ladungsrückstände vor dem Auslaufen aus dem
Hafen in eine Hafenauffangeinrichtung gemäß den
Vorschriften der Anlage I Regel 2 Abs. 2 und Re-
gel 9 Abs. 6 sowie der Anlage II Regel 8 MAR-
POL zu entladen. 2Satz 1 gilt nicht in Bezug auf

(1) 1Die Schiffsführerin oder der Schiffsfüh-
rer ist verpflichtet, __________ Ladungsrückstän-
de vor dem Auslaufen aus dem Hafen in eine Ha-
fenauffangeinrichtung __________ zu entladen.
2Satz 1 gilt nicht in Bezug auf

1. Schiffe, die regelmäßig die gleichen oder
ähnliche Ladungen befördern und bei denen
eine Reinigung oder ein Entgasen der Lade-
räume und Tanks aus schiffs- oder ladungs-
betrieblichen Gründen nicht erforderlich ist,
und

1. Schiffe, die regelmäßig die gleichen oder
ähnliche Ladungen befördern und bei denen
eine Reinigung oder ein Entgasen der Lade-
räume und Tanks __________ nicht erfor-
derlich ist, und

2. Tankschiffe, die auf der Grundlage des § 11
Abs. 1 Sätze 2 und 3 der Verordnung zur Be-
grenzung der Emissionen flüchtiger organi-
scher Verbindungen beim Umfüllen und La-
gern von Ottokraftstoffen vom 27. Mai 1998
(BGBl. I S. 1174), geändert durch Artikel 3
der Verordnung vom 21. August 2001
(BGBl. I S. 2180, 2213), ventiliert werden.

2. Tankschiffe, die auf der Grundlage des § 11
Abs. 1 Sätze 2 und 3 der Verordnung zur Be-
grenzung der Emissionen flüchtiger organi-
scher Verbindungen beim Umfüllen und La-
gern von Ottokraftstoffen vom 27. Mai 1998
(BGBl. I S. 1174), zuletzt geändert durch
Artikel 3 der Verordnung vom 24. Juni 2002
(BGBl. I S. 2247), ventiliert werden.
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3Weitergehende Anforderungen an die Entla-
dung von Ladungsrückständen in Hafenauf-
fangeinrichtungen (Anlage I Regel 2 Abs. 2 und
Regel 9 Abs. 6 sowie ____ Anlage II Regel 8
MARPOL) bleiben unberührt.

(2) Das die Ladung empfangende Hafenum-
schlagsunternehmen ist verpflichtet, die Ladung
einschließlich der Ladungsrückstände vollständig
zu übernehmen.

(2) Das die Ladung empfangende Hafenum-
schlagsunternehmen ist verpflichtet, die
__________ bei den Lösch- und Reinigungsar-
beiten anfallenden Ladungsrückstände ____ zu
übernehmen.

§ 37
Meldung, Überwachung

§ 37
Meldung, Überwachung

(1) 1Die Meldepflicht auf der Grundlage des
Artikels 6 der Richtlinie 2000/59/EG gilt nicht für
Schiffe, die gemäß § 35 Abs. 3 von der Entlade-
pflicht befreit sind. 2Das für das Hafenwesen zu-
ständige Ministerium kann durch Verordnung die
Einzelheiten des Meldeverfahrens unter Beachtung
der in § 31 Abs. 1 Satz 2 genannten Vorschriften
und des Artikels 9 Abs. 1 der Richtli-
nie 2000/59/EG regeln.

(1) 1Die Meldepflicht __________ der
Schiffsführerin oder des Schiffsführers richtet
sich nach den jeweils geltenden Fassungen des
§ 5 Abs. 1 des Schiffssicherheitsgesetzes vom
9. September 1998 (BGBl. I S. 2860), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 der Verordnung vom
19. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4690), in Ver-
bindung mit Abschnitt D Nr. 16 der Anlage da-
zu sowie des § 1 Abs. 1 der Anlaufbedingungs-
verordnung vom 23. August 1994 (BGBl. I
S. 2246), zuletzt geändert durch Artikel 3 der
Verordnung vom 25. September 2002 (BGBl. I
S. 3762, 4430), in Verbindung mit Nr. 2.7 der
Anlage dazu. 1/1Die Meldepflicht nach dem
Schiffssicherheitsgesetz gilt nicht für Schiffe, die
gemäß § 35 Abs. 3 von der Entladepflicht befreit
sind. 2__________.

(2) 1Die Hafenbehörde überwacht die Entla-
dung der Schiffsabfälle und Ladungsrückstände in
die Hafenauffangeinrichtungen. 2Im Rahmen der
Überwachung sind Überprüfungen auf den Schif-
fen in ausreichender Zahl durchzuführen.

(2) 1Die zuständige Behörde überwacht die
__________ Durchführung der Vorschriften
über Hafenauffangeinrichtungen und die Entla-
dung von Schiffsabfällen und Ladungsrückständen
__________ sowie die Erhebung des Entgelts
durch den Hafenbetreiber. 2Im Rahmen der
Überwachung sind auch Überprüfungen auf den
Schiffen in ausreichender Zahl durchzuführen.
3Die zuständigen Behörden können die Durch-
führung der Überprüfungen nach Satz 2 durch
öffentlich-rechtlichen Vertrag auf andere öf-
fentlich-rechtliche Körperschaften oder auf pri-
vatrechtliche Unternehmen übertragen, wenn
diese sich ihrer fachlichen Aufsicht unterstellen.
4Ihnen stehen bei Ausübung der Überwa-
chungstätigkeit die Befugnisse der zuständigen
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Behörden zu; sie können ferner auf Grund ent-
sprechender vertraglicher Regelung die für eine
Überprüfung vorgesehenen Verwaltungskosten
festsetzen und erheben.

(3) 1Bedienstete und Beauftragte der Hafen-
behörde sind berechtigt, in Ausübung ihrer Über-
wachungstätigkeit nach Absatz 2 Grundstücke,
bauliche Anlagen und Schiffe auch gegen den
Willen der Betroffenen zu betreten. 2Wohnungen
dürfen nach Satz 1 nur zur Abwehr einer erhebli-
chen Gefahr für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung betreten werden. 3Das Grundrecht auf
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.

(3) 1Bedienstete und Beauftragte der zustän-
digen Behörde sind berechtigt, in Ausübung ihrer
Überwachungstätigkeit nach Absatz 2 Grundstü-
cke, bauliche Anlagen und Schiffe auch gegen den
Willen der Betroffenen zu betreten. 2Wohnungen
sowie Geschäfts- und Betriebsräume außerhalb
der üblichen Geschäfts- oder Betriebszeiten dür-
fen nach Satz 1 nur zur Abwehr einer erheblichen
Gefahr für die öffentliche Sicherheit ____ betreten
werden. 3Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird in-
soweit eingeschränkt.

(4) 1Die Schiffsführerin oder der Schiffsfüh-
rer hat der Hafenbehörde auf Verlangen Auskünfte
zu erteilen, Nachweise vorzulegen und Einblick in
die Schiffspapiere zu gewähren. 2Wer zur Ertei-
lung einer Auskunft verpflichtet ist, kann die Aus-
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant-
wortung ihn selbst oder eine in § 52 Abs. 1 der
Strafprozessordnung bezeichnete Person der Ge-
fahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Ver-
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten aussetzen würde.

(4) 1Die Schiffsführerin oder der Schiffsfüh-
rer sowie der Hafenbetreiber haben der zustän-
digen Behörde zum Zweck der Prüfung, ob sie
ihre Verpflichtungen nach diesem Gesetz erfüllt
haben, auf Verlangen Auskünfte zu erteilen,
Nachweise vorzulegen und Einsicht in Unterlagen
zu gewähren. 2Wer zur Erteilung einer Auskunft
verpflichtet ist, kann die Auskunft auf solche Fra-
gen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst o-
der eine in § 52 Abs. 1 der Strafprozessordnung
bezeichnete Person der Gefahr strafgerichtlicher
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Ge-
setz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

(5) 1Die Hafenbehörde trifft nach pflichtge-
mäßem Ermessen die Maßnahmen, die im Einzel-
fall erforderlich sind, um die Einhaltung der §§ 33
bis 36 und der Absätze 2 bis 4 sicherzustellen. 2Sie
kann insbesondere anordnen, dass ein Schiff den
Hafen nicht verlässt, bevor die Schiffsabfälle und
Ladungsrückstände ordnungsgemäß in eine Hafen-
auffangeinrichtung entladen sind. 3§ 45 Abs. 3 gilt
entsprechend.

(5) 1Die zuständige Behörde trifft nach
pflichtgemäßem Ermessen die Maßnahmen, die im
Einzelfall erforderlich sind, um die Einhaltung der
Absätze 2 bis 4 sowie der §§ 33 bis 36 und 38 si-
cherzustellen. 2Sie kann insbesondere anordnen,
dass ein Schiff den Hafen nicht verlässt, bevor die
Schiffsabfälle und Ladungsrückstände ordnungs-
gemäß in eine Hafenauffangeinrichtung entladen
worden sind. 3§ 45 Abs. 2 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(6) Hat ein Schiff den Hafen verlassen, ohne
dass die Schiffsführerin oder der Schiffsführer der
Entladungspflicht nach den §§ 35 und 36 nachge-
kommen ist, so hat die Hafenbehörde die für den
nächsten Anlaufhafen zuständige Hafenbehörde
hierüber zu verständigen, wenn der Anlaufhafen

(6) Hat ein Schiff den Hafen verlassen, ohne
dass die Schiffsführerin oder der Schiffsführer der
Entladungspflicht nach den §§ 35 und 36 nachge-
kommen ist, so hat die zuständige Behörde die für
den nächsten Anlaufhafen zuständige Hafenbehör-
de hierüber zu verständigen __________.
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im Hoheitsbereich der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft liegt.

(7) 1Die Absätze 3 und 4 Satz 1 sowie Ab-
satz 6 gelten nicht in Bezug auf Fischereifahrzeuge
und auf Sportboote, die für bis zu 12 Passagiere
zugelassen sind. 2Die Schiffsführerin oder der
Schiffsführer eines solchen Fahrzeuges hat auf
Verlangen der Hafenbehörde Auskünfte zu erteilen
oder das Betreten des Schiffes zu dulden.

(7) wird gestrichen

§ 38
Kosten

§ 38
Entgeltordnung

(1) 1Der Hafenbetreiber erhebt für jedes in
den Hafen einlaufende Schiff vom Reeder, Eigner
oder Charterer ein pauschaliertes Entgelt zur De-
ckung der Kosten für die Entladung und Entsor-
gung der Schiffsabfälle, die den nach der Art und
der Menge üblichen Entladungs- oder Entsor-
gungsumfang nicht überschreiten. 2Satz 1 gilt nicht
für Fischereifahrzeuge und Sportboote mit einer
Zulassung für bis zu 12 Personen sowie für andere
Schiffe in dem Umfang, in welchem sie gemäß
§ 35 Abs. 3 von der Entladepflicht befreit sind.
3Soweit Schiffsabfälle den nach der Art und der
Menge üblichen Entladungs- oder Entsorgungsum-
fang überschreiten, kann der Hafenbetreiber ein
zusätzliches Entgelt zur Deckung dieser Entla-
dungs- oder Entsorgungskosten erheben. 4Die
Schuld entsteht mit dem Einlaufen des Schiffes in
den Hafen. 5Das jeweilige Entgelt ist innerhalb von
14 Tagen nach Zugang der Rechnung fällig. 6Die
Pflichtigen nach Satz 1 haften als Gesamtschuld-
ner.

(1) 1Der Hafenbetreiber erhebt für jedes in
den Hafen einlaufende Schiff vom Reeder, Eigner
oder Charterer ein pauschaliertes Entgelt als we-
sentlichen Beitrag zur Deckung der Kosten für
die Entladung und Entsorgung derjenigen Schiffs-
abfälle, die den nach der Art und der Menge übli-
chen ____ Entsorgungsumfang nicht überschrei-
ten. 2Satz 1 gilt nicht für Fischereifahrzeuge und
Sportboote mit einer Zulassung für bis zu zwölf
Personen sowie für andere Schiffe in dem Umfang,
in welchem sie gemäß § 35 Abs. 3 von der Entla-
depflicht befreit sind. 3, 4, 5, 6__________.

(2) 1Das pauschalierte Entgelt wird auf der
Grundlage einer Entgeltordnung des Hafenbetrei-
bers erhoben. 2In der Entgeltordnung ist, orientiert
an der Art und der Menge der im üblichen Entsor-
gungsumfang anfallenden Schiffsabfälle, zu typi-
sieren nach Schiffsgröße, Ladungskapazität,
Schiffstyp, Fahrtgebiet, Schiffsausrüstung, Um-
weltschutzmanagement, Bauart, Betrieb oder einer
ähnlichen Gegebenheit. 3Die Höhe des pauscha-
lierten Entgeltes ist so zu bemessen, dass die vor-
aussichtlichen Kosten für die Entladung und Ent-
sorgung der Schiffsabfälle, die den üblichen Ent-
sorgungsumfang nicht überschreiten, insgesamt

(2) 1Das pauschalierte Entgelt wird vom Ha-
fenbetreiber auf der Grundlage einer von ihm zu
erlassenden Entgeltordnung erhoben. 2Die Ent-
geltsätze sind in der Entgeltordnung nach Art und
____ Menge der üblicherweise anfallenden
Schiffsabfälle zu staffeln; dabei können insbe-
sondere Schiffstyp, Schiffsgröße, Ladungskapa-
zität, Fahrtgebiet ____ sowie die Umweltauswir-
kungen des Schiffsbetriebs (abhängig von Bau-
art, ____Ausrüstung und Betrieb des Schiffes) be-
rücksichtigt werden. 3Das Aufkommen aus den
pauschalierten Entgelten soll die Verwaltungs-
kosten des Hafenbetreibers nach Satz 4 Nr. 3
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gedeckt werden. 4Für die Kosten ist insbesondere
zu berücksichtigen

vollständig und die anderen Kosten nach Satz 4
zu einem Anteil von 70 vom Hundert decken.
3/1Das für das Hafenwesen zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, den Anteil nach Satz 3
durch Verordnung anders zu bestimmen, um
nachteiligen Auswirkungen auf die Wettbe-
werbsfähigkeit der niedersächsischen Häfen,
auf die Vermeidung und Verwertung von Ab-
fällen oder auf deren ordnungsgemäße Entsor-
gung entgegenzuwirken. 4Zu den Kosten gehö-
ren insbesondere Aufwendungen für

1. das Vorhalten von Hafenauffangeinrichtun-
gen,

1. unverändert

2. das Sammeln, Transportieren, Zwischenla-
gern und Endbehandeln

2. das __________ Beseitigen (§ 10 Abs. 2
Satz 1 KrW-/AbfG) oder das Verwerten
(§ 4 Abs. 3 bis 5 KrW-/AbfG)

a) der Schiffsabfälle und a) unverändert

b) der Materialien, die Schiffe im Sinne
des § 39 Abs. 1 auf See aufgenommen
haben,

b) der Kleinmaterialien, die Schiffe im
hoheitlichen Einsatz (§ 39 Abs. 1) ge-
mäß § 39 Abs. 2 Satz 2 unentgeltlich
entladen,

3. der Einsatz von Personal und Sachen für die
Entladung und Entsorgung der Schiffsabfälle,

3. die __________ Verwaltungskosten des
Hafenbetreibers für die Abwicklung der
Entladung und Entsorgung der Schiffsab-
fälle und

4. die von Dritten erhobenen Entsorgungsent-
gelte oder -gebühren und

4. __________ Entgelte und Gebühren für die
Entsorgung von Schiffsabfällen ____.

5. die Erhebung und Verwahrung des Entgeltes
sowie seine Auszahlung an Dritte.

5. wird gestrichen

5Die Entgeltordnung kann vorsehen, dass ein Ent-
gelt nicht oder nur zum Teil erhoben wird, wenn
Schiffsabfall nur in geringer Menge zu entladen ist
oder aus einem anderen Grunde die Erhebung zu
einer unbilligen Härte führen würde.

5Die Entgeltordnung kann vorsehen,

1. dass das Entgelt nur zum Teil erhoben wird,
wenn nachgewiesen wird, dass Bauart,
Ausrüstung und Betrieb des Schiffes sowie
die zur Begrenzung von Umweltauswir-
kungen getroffenen Vorkehrungen zur
Vermeidung von Schiffsabfällen beitragen,
und
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2. dass ein Entgelt nicht oder nur zum Teil er-
hoben wird, wenn die Erhebung aus einem
anderen Grund zu einer unbilligen Härte füh-
ren würde.

6Der Hafenbetreiber hat Entscheidungen nach
Satz 5 mit den maßgeblichen Gründen unver-
züglich der Hafenbehörde mitzuteilen.

(3) 1Stellt sich am Ende des Zeitraumes, für
den das pauschalierte Entgelt berechnet ist, heraus,
dass die Höhe der vereinnahmten pauschalierten
Entgelte von den nach Absatz 2 Satz 3 zu berück-
sichtigenden tatsächlichen Kosten abweicht, so ist
die Differenz im nächstmöglichen Berechnungs-
zeitraum durch ein entsprechend höheres oder
niedrigeres pauschaliertes Entgelt auszugleichen.

(3) 0/1Berechnungszeitraum ist das Kalen-
derjahr oder das Wirtschaftsjahr des Hafen-
betreibers. 1Stellt sich am Ende eines Berech-
nungszeitraums __________ heraus, dass das
Aufkommen der pauschalierten Entgelte von den
nach Absatz 2 Sätze 3 bis 4 zu berücksichtigenden
____ Kosten abweicht, so ist der Unterschiedsbe-
trag spätestens im übernächsten Berechnungs-
zeitraum durch ____ entsprechend höhere oder
niedrigere pauschalierte Entgeltsätze auszuglei-
chen.

(4) 1Das zusätzliche Entgelt wird ebenfalls
auf der Grundlage einer Entgeltordnung des Ha-
fenbetreibers erhoben. 2Seine Höhe ist nach den
Kosten zu bemessen, die durch das Überschreiten
des üblichen Entsorgungsumfangs voraussichtlich
entstehen.

(4) wird gestrichen

(5) 1Das pauschalierte Entgelt und das zu-
sätzliche Entgelt werden privatrechtlich erhoben.
2Ist das Land Hafenbetreiber, so kann das für das
Hafenwesen zuständige Ministerium die Entgelt-
ordnung als Verordnung erlassen, und das Entgelt
kann abweichend von Satz 1 hoheitlich erhoben
werden; ergänzend ist das Niedersächsische Ver-
waltungskostengesetz anzuwenden. 3Ist eine kom-
munale Körperschaft Hafenbetreiber, so kann sie
zur Regelung der privatrechtlichen Entgelte eine
Entgeltordnung erlassen oder die Entgelte abwei-
chend von Satz 1 aufgrund einer Satzung hoheit-
lich erheben; ergänzend ist das Niedersächsische
Kommunalabgabengesetz anzuwenden. 4In den
Entgelten, auch soweit sie hoheitlich erhoben wer-
den, ist eine gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer
nicht enthalten; ein entsprechender Betrag wird zu-
sätzlich erhoben.

(5) 1Das pauschalierte Entgelt __________
wird privatrechtlich erhoben. 2Ist das Land Hafen-
betreiber, so kann das für das Hafenwesen zustän-
dige Ministerium durch Verordnung eine Abgabe
nach Maßgabe der Absätze 1 und 2 Sätze 2 bis 5
erheben; ergänzend ist das Niedersächsische Ver-
waltungskostengesetz anzuwenden. 3Ist eine kom-
munale Körperschaft Hafenbetreiber, so kann sie
__________ eine Abgabe nach Maßgabe der
Absätze 1 und 2 Sätze 2 bis 5 __________ durch
eine Satzung ____ erheben; ergänzend ist das Nie-
dersächsische Kommunalabgabengesetz anzuwen-
den. 4In den Entgelten, auch soweit sie hoheitlich
erhoben werden, ist eine gesetzlich geschuldete
Umsatzsteuer nicht enthalten; ein entsprechender
Betrag wird zusätzlich erhoben.
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(6) Die Entgeltordnung und die Berechnung
des pauschalierten Entgeltes ist den Hafenbenut-
zern zugänglich zu machen und auf Verlangen zu
erläutern.

(6) Die Entgeltordnung und die Berechnung
der _______ Entgeltsätze sind den Hafenbenut-
zern zugänglich zu machen und auf Verlangen zu
erläutern.

(7) Soweit der Entgeltpflichtige nach Ab-
satz 1 Satz 1 in Abstimmung mit dem Hafenbetrei-
ber Entsorgungs- und Entladungsentgelte an einen
Dritten entrichtet hat, erwirbt er gegen den Hafen-
betreiber einen Anspruch auf Erstattung der Kos-
ten der Entladung und Entsorgung der Schiffsab-
fälle im üblichen Umfang in Höhe des pauscha-
lierten Entgeltes nach Absatz 2.

(7) ____ 1Der Entgeltpflichtige nach Absatz 1
Satz 1 erwirbt gegen den Hafenbetreiber einen An-
spruch auf die anteilige Erstattung seiner
__________ an Dritte gezahlten Entgelte für die
Entladung und Entsorgung der Schiffsabfälle im
üblichen Umfang __________. 2Der zu erstatten-
de Anteil beträgt 70 vom Hundert. 3Er kann
von dem für das Hafenwesen zuständigen Mi-
nisterium durch Verordnung anders bestimmt
werden; Absatz 2 Satz 3/1 gilt entsprechend.

§ 39
Sonderregelung für Schiffe

im hoheitlichen Einsatz

§ 39
Sonderregelung für Schiffe

im hoheitlichen Einsatz

(1) Die §§ 35 bis 38 gelten nicht für Kriegs-
schiffe, Flottenhilfsschiffe, Lotsenschiffe und an-
dere Schiffe, die zur Wahrnehmung hoheitlicher
Aufgaben im Einsatz sind.

(1) unverändert

(2) 1Die Hafenauffangeinrichtungen stehen
den Schiffen nach Absatz 1 zur Entladung von
Schiffsabfällen und Ladungsrückständen sowie für
die Entladung von Materialien, die diese Schiffe
auf See aufgenommen haben, zur Verfügung. 2Für
Materialien in Kleinmengen, die die Schiffe nach
Absatz 1 auf See aufgenommen haben, darf für die
Entladung in die Hafenauffangeinrichtung ein Ent-
gelt nicht verlangt werden.“

(2) 1Die Hafenauffangeinrichtungen stehen
den Schiffen nach Absatz 1 zur Entladung von
Schiffsabfällen und Ladungsrückständen sowie für
die Entladung von Materialien, die diese Schiffe
auf See aufgenommen haben, gegen Entgelt zur
Verfügung. 2Für die Entladung von Kleinmengen
der auf See aufgenommenen Materialien nach
Satz 1 __________ in die Hafenauffangeinrich-
tungen darf ein Entgelt nicht verlangt werden.“

2. § 41 wird wie folgt geändert: 2. unverändert

a) Die Überschrift „Abfallbehörden“ wird durch
die Überschrift „Behörden“ ersetzt.

b) Es wird der folgende Absatz 4 angefügt:

„(4) Hafenbehörden im Sinne dieses
Gesetzes sind die in den Seehäfen für die Ge-
fahrenabwehr in Hafen-, Fähr- und Schiff-
fahrtsangelegenheiten zuständigen Behör-
den.“
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2/1. Dem § 42 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Soweit im Sechsten Teil dieses Geset-
zes nichts anderes bestimmt ist, ist für die Ent-
scheidungen nach diesem Teil die Hafenbehör-
de zuständig.“

3. § 46 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 3. § 46 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Ab-
fallbehörde“ die Worte „oder Hafenbehörde“
eingefügt.

a) unverändert

b) Es werden die folgenden Ziffern 5 bis 9 ange-
fügt:

b) Es werden die folgenden Nummern 5 bis 11
angefügt:

„5. entgegen § 35 nicht alle an Bord be-
findlichen Schiffsabfälle vor dem Aus-
laufen aus dem Hafen in eine Hafenauf-
fangeinrichtung entlädt,

5. unverändert

6. entgegen § 36 die noch an Bord befind-
lichen Ladungsrückstände vor dem
Auslaufen aus dem Hafen nicht gemäß
den Vorschriften der Anlage I Regel 2
Abs. 2 und Regel 9 Abs. 6 sowie der
Anlage II Regel 8 MARPOL in eine Ha-
fenauffangeinrichtung entlädt,

6. wird gestrichen

7. entgegen § 37 Abs. 3 oder 7 Satz 2 das
Betreten des Schiffes nicht duldet,

7. entgegen § 37 Abs. 3 ____ das Betreten
des Grundstücks, der baulichen Anla-
ge oder des Schiffes nicht duldet,

8. entgegen § 37 Abs. 4 oder 7 Satz 2 nicht
oder nicht vollständig die erforderlichen
Auskünfte erteilt oder unrichtige Anga-
ben macht,

8. entgegen § 37 Abs. 4 ____ die erforder-
lichen Auskünfte nicht oder nicht voll-
ständig erteilt oder unrichtige Angaben
macht,

9. entgegen § 37 Abs. 4 einen Nachweis
nicht vorlegt oder den Bediensteten der
zuständigen Hafenbehörde den Einblick
in die Schiffspapiere nicht gewährt.“

9. entgegen § 37 Abs. 4 einen Nachweis
nicht vorlegt oder __________ eine
Einsicht in Unterlagen nicht gewährt,

10. entgegen § 38 Abs. 1 ein Entgelt nicht
oder nicht in der erforderlichen Höhe
erhebt,
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11. entgegen § 38 Abs. 2 Satz 6 Entschei-
dungen nach § 38 Abs. 2 Satz 5 nicht
unverzüglich der Hafenbehörde mit-
teilt.“

4. Nach § 49 werden die folgenden Anlagen 1 und 2
angefügt:

4. Nach § 49 werden die folgenden Anlagen 1 und 2
angefügt:

„Anlage 1
(zu § 34 Abs. 1 und 3)

„Anlage 1
(zu § 34 Abs. 1 ____)

Anforderungen an die
Schiffsabfallbewirtschaftungspläne

Anforderungen an die
Schiffsabfallbewirtschaftungspläne

(1) 1In den Plänen sind alle Arten von
Schiffsabfällen und Ladungsrückständen von
Schiffen, die den Hafen üblicherweise anlaufen,
die Größe des Hafens und die Arten der einlaufen-
den Schiffe zu berücksichtigen. 2Die Pläne müssen
enthalten:

(1) unverändert

1. eine Bewertung der Notwendigkeit einer Ha-
fenauffangeinrichtung unter Berücksichti-
gung der Bedürfnisse der Schiffe, die den Ha-
fen üblicherweise anlaufen,

2. eine Beschreibung der Art und Kapazität der
Hafenauffangeinrichtung,

3. eine detaillierte Beschreibung der Verfahren
für das Aufnehmen und Sammeln von
Schiffsabfällen und Ladungsrückständen,

4. eine Beschreibung des Entgeltsystems,

5. eine Beschreibung des Verfahrens für die
Meldung etwaiger Unzulänglichkeiten der
Hafenauffangeinrichtung,

6. eine Beschreibung des Verfahrens für den
Austausch von Informationen zwischen den
Hafenbenutzern, den mit der Abfallbehand-
lung beauftragten Unternehmen, den Hafen-
betreibern und anderen Beteiligten und

7. Angaben zur Art und Menge der aufgenom-
menen und behandelten Schiffsabfälle und
Ladungsrückstände.
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(2) Die Pläne sollen enthalten: (2) Die Pläne sollen enthalten:

1. eine Zusammenfassung der einschlägigen
Rechtsvorschriften und der einzuhaltenden
Formalitäten bei der Entladung von Schiffs-
abfällen und Ladungsrückständen,

1. eine Zusammenfassung der einschlägigen
Rechtsvorschriften und der bei der Entladung
von Schiffsabfällen und Ladungsrückständen
einzuhaltenden Formalitäten,

2. die Angabe des Namens und der Anschrift
der für die Durchführung des Plans verant-
wortlichen Person,

2. unverändert

3. eine Beschreibung im Hafen vorhandener
Ausrüstungen und von Verfahren für eine
Vorbehandlung des Abfalls,

3. unverändert

4. eine Beschreibung der Verfahren für die Auf-
zeichnung der tatsächlichen Benutzungen der
Hafenauffangeinrichtung,

4. unverändert

5. eine Beschreibung der Verfahren für die Auf-
zeichnung der gesammelten Menge an
Schiffsabfällen und Ladungsrückständen und

5. unverändert

6. eine Beschreibung des Verfahrens der Entla-
dung von Schiffsabfällen und Ladungsrück-
ständen.

6. eine Beschreibung des Verfahrens der Ent-
sorgung von Schiffsabfällen und Ladungs-
rückständen.

(3) 1In einem Umweltmanagementplan, der
Bestandteil des Planes ist, ist darzulegen, in wel-
chen Schritten die Auswirkungen auf die Umwelt,
die durch die Aufnahme, Sammlung, Lagerung,
Behandlung und Entsorgung von Schiffsabfällen
und Ladungsrückständen entstehen, abgebaut wer-
den. 2Ein Umweltmanagementplan ist nicht erfor-
derlich, wenn der Hafenbetreiber an einem Verfah-
ren der freiwilligen Beteiligung an einem Gemein-
schaftssystem für das Umweltmanagement und die
Umweltbetriebsprüfung nach der Verordnung (EG)
Nr. 761/2001 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 19. März 2001 über die freiwillige
Beteiligung von Organisationen an einem Gemein-
schaftssystem für das  Umweltmanagement und
die Umweltbetriebsprüfung (ABl. EG L 114 S. 1)
teilnimmt und im Rahmen dieses Verfahrens die
Inhalte eines Umweltmanagementplanes nach
Satz 1 bereits festgelegt sind.

(3) 1In einem Umweltmanagementplan, der
Bestandteil des Plans ist, ist darzulegen, in wel-
chen Schritten die Auswirkungen auf die Umwelt,
die durch die Aufnahme, Sammlung, Lagerung,
Behandlung und Entsorgung von Schiffsabfällen
und Ladungsrückständen entstehen, abgebaut wer-
den. 2Ein Umweltmanagementplan ist nicht erfor-
derlich, wenn der Hafenbetreiber an einem Verfah-
ren der freiwilligen Beteiligung an einem Gemein-
schaftssystem für das Umweltmanagement und die
Umweltbetriebsprüfung nach der Verordnung (EG)
Nr. 761/2001 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 19. März 2001 über die freiwillige
Beteiligung von Organisationen an einem Gemein-
schaftssystem für das Umweltmanagement und die
Umweltbetriebsprüfung (ABl. EG Nr. L 114 S. 1)
teilnimmt und im Rahmen dieses Verfahrens die
Inhalte eines Umweltmanagementplans nach
Satz 1 bereits festgelegt sind.
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Anlage 2
(zu § 34 Abs. 4)

Anlage 2
(zu § 34 Abs. 4)

Informationen, die allen Hafenbenutzern
zugänglich sein müssen

Informationen, die allen Hafenbenutzern
zugänglich sein müssen

Der Hafenbetreiber hat sicherzustellen, dass
den Hafenbenutzern Informationen zugänglich
sind über

unverändert

1. die grundlegende Bedeutung einer ordnungs-
gemäßen Entladung von Schiffsabfällen und
Ladungsrückständen (kurz gefasst),

2. den Standort der Hafenauffangeinrichtung für
jeden Anlegeplatz mit einer entsprechenden
Karte,

3. die Schiffsabfälle und Ladungsrückstände,
die üblicherweise entladen oder entsorgt wer-
den,

4. die Ansprechstellen der Hafenbehörde, des
Hafenbetreibers und der Dienstleister ein-
schließlich der angebotenen Dienstleistungen,

5. das Entladungsverfahren,

6. das Entgeltsystem und

7. die Meldung etwaiger Unzulänglichkeiten der
Hafenauffangeinrichtung.“

Artikel 2
Neubekanntmachung

Artikel 2
Neubekanntmachung

Das Fachministerium wird ermächtigt, das Nieder-
sächsische Abfallgesetz in der nunmehr geltenden Fas-
sung mit neuem Datum und in neuer Paragrafenfolge
bekannt zu machen und dabei Unstimmigkeiten des
Wortlautes zu beseitigen.

Das Fachministerium wird ermächtigt, die in Ar-
tikel 1 dieses Gesetzes enthaltenen Änderungen in
die Neubekanntmachung des Niedersächsischen Ab-
fallgesetzes gemäß Artikel 4 des Gesetzes vom
12. Dezember 2002 (Nds. GVBl. S. 802) einzubezie-
hen.
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Artikel 3
In-Kraft-Treten, Übergangsregelungen

Artikel 3
In-Kraft-Treten, Übergangsregelung__

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 2003 in
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten die Verordnungs-
ermächtigungen in Artikel 1 am Tage nach der Verkün-
dung dieses Gesetzes in Kraft.

(1) unverändert

(2) Schiffsabfallbewirtschaftungspläne nach § 34
Abs. 1 Satz 1 des Niedersächsischen Abfallgesetzes sind
erstmalig bis zum 31. Januar 2004 zu erstellen.

(2) Schiffsabfallbewirtschaftungspläne nach § 34
Abs. 1 Satz 1 des Niedersächsischen Abfallgesetzes sind
erstmals bis zum 31. Januar 2004 zu erstellen.

(Ausgegeben am 16. Januar 2003)


